
«Das ist nur noch Behördenwahnsinn»
Urs Schweizers Donnerwetter zur Verkehrspolitik an der ACS-Generalversammlung

Von Daniel Wahl

Muttenz.� Vom Präsidenten des Auto-
mobilclubs Schweiz (ACS beider Basel)
und ehemaligen FDP-Grossrat Urs
Schweizer ist man einiges gewohnt. Sein
Donnerwetter, das sich an der ACS-
Generalversammlung im Pantheon in
Muttenz über die Beamten der Verwal-
tungen in Basel-Stadt und Baselland ent-
lud, war allerdings aussergewöhnlich
heftig. Das «Mobilitätsbedürfnis» werde
in dieser Region mit Füssen getreten. In
der Umsetzung des Basler Verkehrs-
regimes fehle jegliches Augenmass. Statt
intelligente Lösungen werde eine Rettet-
die-Welt-Ideologie gepredigt.

Schweizer warf der Verwaltung vor,
einem Behördenwahn verfallen zu sein,
es sei eine Verwaltung, der Sinn und
Geist für volkswirtschaftliche Vernunft
abhanden gekommen ist. Und in seiner
Rede schwang eine ordentliche Portion

Verzweiflung mit, als er sagte: «Ich
kann nicht erkennen, wie man diesen
Wahnsinn stoppen könnte.» Der anwe-
sende Basler Regierungsrat Baschi Dürr
fühlte sich jedenfalls angesprochen. Im
Anschluss an die Veranstaltung
begrüsste er Kollege Lukas Engelberger
mit den Worten: «Hallo, Behörden-
wahnsinniger».

ACS-Geschäftsführer Christian
Greif zeigte auf, wie der Feldzug gegen
die Autofahrer gestaltet wird, und
wogegen sich der ACS wehre: gegen die
Städte-Initiative, die zu einem weiteren
Abbau von Parkplätzen in der Stadt
führe; gegen den Angriff auf die weni-
gen in der Stadt verbliebenen Haupt-
achsen, wo Tempo 30 geplant ist; gegen
den «Volksvermögen vernichtenden
Rückbau der Rheinstrasse» sowie den
siebenjährigen geplanten Dauerstau
beim Schänzli-Tunnel. Den versammel-
ten Autofreunden machte BaZ-Verleger

Markus Somm, der als Gastreferent
geladen war, hingegen Mut: «Die rot-
grünen Regierungen haben es übertrie-
ben, inzwischen regt sich Widerstand
bei ihren eigenen Klientel.»

In Anbetracht, dass sechs Millionen
Fahrzeuge in der Schweiz immatriku-
liert sind, dass 80 Prozent aller Familien
ein Auto eingelöst haben und dass immer
mehr Leute einwandern, die auch gerne
Auto fahren, müssten die Mitglieder-
zahlen des ACS stetig zunehmen. Das
Gegenteil ist aber der Fall, wie an der
Generalversammlung beklagt wurde.

Am Rande war zu erfahren, weshalb
das so ist: Die Autoclubs sind nicht mehr
zwingend und exklusiv. Es gibt zu viele
Mitkonkurrenten – etwa Versicherun-
gen, die Abschleppdienste oder Auto-
fahrkurse anbieten. So wurden die
Mitglieder mehrfach aufgefordert, gute
Botschafter für die Autolobby zu sein
und neue Mitglieder anzuwerben.

Breiter Rücken
von Vorteil
Betrugsvorwurf an Gemeinderat
ohne strafrechtliche Folgen

Von Christian Horisberger

Biel-Benken.� Möglicherweise wird sich
Roland Mathys künftig zweimal über-
legen, bevor er jemanden des Betrugs
bezichtigt. Die Staatsanwaltschaft bittet
den Biel-Benkener SVP-Präsidenten für
Beschimpfungen an die Adresse des
Gemeinderats zur Kasse. Mathys hatte
im Vorfeld einer Gemeindeversamm-
lungsdebatte zum Bau eines Kunstrasen-
spielfelds eine E-Mail in Umlauf
gebracht, worin es hiess, der Gemeinde-
rat belüge die Bevölkerung und verkaufe
sie für dumm. An der Gemeindever-
sammlung vom 23. März verlas er das
Schreiben zudem vor 200 Anwesenden.
Dies liess der Gemeinderat nicht auf sich
sitzen und erstattete Anzeige wegen Ver-
leumdung.

Gestern informierte die Gemeinde
Biel-Benken über das Ergebnis der
Untersuchung. Für eine strafrechtliche
Verurteilung erachte die Staatsanwalt-
schaft den Betrugsvorwurf als nicht
ausreichend, heisst es in der Mitteilung,
doch liege eine Persönlichkeitsverlet-
zung vor. Denn die Äusserungen erfolg-
ten «ohne konkreten Anlass oder objek-
tiven Beweis». Aus diesem Grund müss-
ten die Beschuldigten – Mathys und ein
Mitarbeiter des Sportamts Basel-Stadt,
der das Schreiben verfasst hat –, die
Verfahrenskosten übernehmen.

Alle sehen sich als Sieger
Gemeindepräsident Peter Burch ist

mit dem Teilerfolg zufrieden, auf einen
Weiterzug an die nächste Instanz wer-
den er und seine Kollegen verzichten.
«Unser Interesse galt nicht primär einer
Verurteilung», sagt Burch. Vielmehr
habe der Gemeinderat ein Zeichen set-
zen wollen, dass ein anderer Umgangs-
ton gefunden werden muss. «Es wäre
bedenklich, wenn sich diese Art und
Weise, miteinander umzugehen, zur
Normalität entwickeln würde.»

Obwohl die Äusserungen keine
strafrechtlichen Konsequenzen für die
Urheber haben, sehen sich die Gemein-
debehörden als Sieger des Scharmüt-
zels. Der Beschuldigte ebenso. In einer
persönlichen Mitteilung hält Roland
Mathys fest, dass seine Äusserungen
nicht strafbar seien und von der Staats-
anwaltschaft weder als üble Nachrede
noch als Verleumdung taxiert worden
seien. Die auferlegten Verfahrenskosten
akzeptiere er widerwillig.

Einen bitteren Nachgeschmack hin-
terlässt der Entscheid der Staatsanwalt-
schaft beim Präsidenten jedoch: Offen-
bar gelte bei Personen in öffentlichen
Ämtern eine höhere Toleranzgrenze für
eine strafrechtliche Relevanz solcher
Äusserungen als bei Privatpersonen.
Mathys ist da anderer Auffassung: «Ich
bin der Meinung, dass in der politischen
Auseinandersetzung die Mitglieder
einer Exekutive auch Unangenehmes zu
ertragen haben.»
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Basel.�Stadt.�Land.�Region.� Soll auch die Zufahrt zu Ärzten in der
Innenstadt wieder freigegeben werden?

Die Regierung hat das Zufahrtsverbot zur City
gelockert. Sollen auch Patienten ihren Arzt
jederzeit frei ansteuern dürfen? www.�baz.�ch

93% Ja
(572)

7% Nein
(44)

Frage des Tages Das Ergebnis der Frage von gestern:

Soll Baselland mehr Details zu
Beraterhonoraren publizieren?

AnZEigE

Car darf jetzt in die Innenstadt fahren
Baschi Dürr und Hans-Peter Wessels krebsen bei Bewilligungen für Zufahrten zurück

Von Martin Regenass

Basel.� Der Aufschrei Mitte Februar im
Gastgewerbe war gross, als sich Sicher-
heitsdirektor Baschi Dürr (FDP) und
Verkehrsminister Hans-Peter Wessels
(SP) mit einem Car vom Rathaus zum
Joggeli chauffieren liessen. Die Staats-
kanzlei hatte damals einen Regierungs-
empfang für ein Champions-League-
Spiel des FCB organisiert und die Gäste
mit einem Car abholen lassen. Dies,
obwohl in der Verordnung bezüglich
Zufahrtsbewilligungen in die autofreie
Innenstadt Carfahrten nicht vorgesehen
und damit untersagt waren. Innenstadt-
Restaurants bemühten sich vergebens
um Zufahrtsbewilligungen für Cars,
damit diese Hochzeitsgesellschaften
hätten zubringen können.

An der gestrigen Medienkonferenz
gaben Dürr und Wessels eine Locke-
rung der Zufahrtsregeln bekannt. So
sollen Cars künftig Kurzbewilligungen
erhalten, um Gruppen in der Innenstadt
kurz ein- und auszuladen. «Dass eine
Gruppe von Leuten mit zehn Taxis in die
Stadt gebracht wird, widerspricht dem
Gedanken der autofreien Innenstadt
mit möglichst wenig Fahrzeugen», sagte
Dürr.

Für Cars, welche die Staatskanzlei
bestellt, um Gäste für offizielle Anlässe
des Kantons abzuholen, seien künftig
gar keine Bewilligungen mehr nötig. Es
genüge, wenn der Chauffeur die

Einladung der Staatskanzlei bei sich
führe. «Das soll keine Carte blanche an
die Obrigkeit sein, aber für Empfänge
ist das sinnvoll», sagte Dürr.

Cars dürfen neu auch am Kohlen-
wie am Steinenberg kurz anhalten, um
Touristen ein- und auszuladen. Damit
kommt die Regierung einer Forderung
von Touristen- und Gewerbeverbänden
nach, wonach Touristencars mitten in
die Stadt fahren können müssen. «Das
ist für die Geschäfte und Läden in der
Innenstadt ein grosser Vorteil», sagt
Mathias F. Böhm, Geschäftsführer von
Pro Innerstadt Basel.

Zone wird verkleinert
Am Steinen- und Kohlenberg sowie

an der Rebgasse wird die autofreie Zone
laut Wessels zudem «minim» verklei-
nert. «Damit brauchen die drei grossen
Saalbetreiber Stadtcasino, Bird’s Eye
Jazz Club sowie das Volkshaus keine
Zufahrtsbewilligungen für ihre vielen
Musiker und Künstler mehr», sagte
Wessels.

Eine weitere Lockerung bei den
Zufahrtsbewilligungen betrifft gebrech-
liche und gehbehinderte Personen
sowie Kleinkinder. Diese dürften neu
auch zu Besuchszwecken in Fuss-
gängerzonen wie die Freie Strasse
gefahren werden. Möglich war dies bis
anhin nur in Begegnungszonen wie
beim Rathaus oder in Tempo-30-Zonen
wie der Falknerstrasse.

Die Behörden wollen bei der
Bewilligungspraxis auch nicht mehr
zwischen Anwohnern von Fussgänger-
zonen wie dem Imbergässlein und
Anwohnern in 30er-Zonen wie am
Nadelberg unterscheiden. So sollen
Anwohner aus Fussgängerzonen gebüh-
renfrei eine Dauerberechtigung für die
Zufahrt erhalten, anstatt wie bis anhin
nur eine Kurzberechtigung.

Fahren Drittpersonen Anwohner am
Abend und in der Nacht zu ihrer Woh-
nung in der Innenstadt, dürfen die Fah-
rer künftig alleine und ohne Kurzbewil-
ligung wieder aus der Kernzone fahren.
«Dass die zufahrtsberechtigte Person
immer im Auto sitzen müsste, wäre
absurd. Wir haben die Praxis daher
angepasst», sagte Dürr.

Gewerbe fordert Augenmass
Marktfahrer, die eine Bewilligung

für ihren Stand in der Stadt haben,
brauchen künftig auch keine Zufahrts-
bewilligung mehr. Zudem können Ver-
anstalter von Grossanlässen in der
Innenstadt wie «Em Bebbi sy Jazz»
künftig eigenständig eine gewisse
Anzahl Zufahrtsbewilligungen für ihre
Lieferdienste und Künstler ausstellen.

Für Unternehmen schliesslich, die
mehr als 30-mal pro Jahr ausserhalb
der Güterumschlagzeiten zufahren
müssen, gibt es jetzt ein elektronisches
Kundenkonto. Bis dato seien 35 Anträge
für die Benutzung eingegangen.

Der Gewerbeverband Basel-Stadt
zeigt sich erfreut über die Änderungen
bezüglich der Zufahrten. Bei der bishe-
rigen Umsetzung hat Projektleiter Poli-
tik, Patrick Erny, das Gefühl gehabt,
dass die Behörden von einem negativen
Menschenbild ausgingen. «Jeder Hand-
werker, der beim Amt anruft und nach
einer Bewilligung fragt, wird als poten-
zieller Betrüger betrachtet», sagt Erny.
Dabei sei das Gegenteil der Fall. Kein
Gewerbetreibender würde mit seinem
Lieferwagen freiwillig in der Stadt
herumfahren. «Da muss gearbeitet wer-
den», sagt Erny. Es gehe hierbei um die
Kultur in der Verwaltung. «Wir erwar-
ten eine rasche, unbürokratische und
mit Augenmass geleitete Bewilligungs-
praxis. Die Gesetzgebung lebt von der
Umsetzung durch die Behörden, und
das muss noch besser werden», sagt
Erny.

Auch bei LDP-Grossrätin Patricia
von Falkenstein kommen die Änderun-
gen gut an. Sie freut sich für die Innen-
stadtbewohner, die eine Erleichterung
erfahren. «Leider können die Ärzte aber
noch immer nicht unkompliziert zu
ihren Patienten fahren», sagt von Fal-
kenstein, die eine diesbezügliche
Anfrage an die Regierung stehen lässt.

Gar nicht erfreut hingegen ist der
Grüne Grossrat Michael Wüthrich.
«Baschi Dürr hat bewusst alles über-
reglementiert, damit er sich jetzt als
grosser Liberalisierer geben kann.»

AnZEigE

Bedrückte Gesichter.� Die Regierungsräte Baschi Dürr (links) und Hans-Peter Wessels erklären, weshalb es neue Regeln braucht.  Foto Kostas Maros
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Vom 21. bis 23. Mai 2015
offerieren wir Ihnen absolute
Toplabels mit bis zu 60% Rabatt.
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